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Sie beschließt über die Verwendung der Mehrein­
nahmen und Einsparungen sowie des Rücklagen­
fonds der Volksvertretung. Die Beschlüsse sind auf 
der Grundlage des Gesetzes über den Staatshaus­
haltsplan des jeweiligen Jahres zu fassen.

3. Die Gemeindevertretung und ihre Organe sind ver­
antwortlich für:
a) die Festsetzung und termingerechte Erhebung 

der Steuern und Gebühren, soweit sie ihren 
Verantwortungsbereich betreffen;

b) die Organisierung einer umfassenden Preiskon­
trolle einschließlich über Mieten und Pachten 
unter Einbeziehung der Einwohner;

c) die Anleitung und Kontrolle der dem Rat der 
Gemeinde unterstellten Betriebe und Einrich­
tungen auf finanziellem Gebiet sowie für die 
Einhaltung der Stellenplandisziphn;

d) die Beschlußfassung über die Herausgabe von 
Obligationen zur Finanzierung des volkseigenen 
Wohnungsbaus der Gemeinde sowie des Baues 
sozialer und kultureller Einrichtungen;

e) die Erfassung, Nutzung und Erhaltung des
Volkseigentums. Die Gemeindevertretung be­
schließt über Veränderungen des volkseigenen 
Vermögens. *

4. Die Gemeindevertretung und ihre Organe haben 
zu sichern, daß in der Gemeinde sowie in den 
gemeindegeleiteten Betrieben und Einrichtungen 
eine straffe Finanzdisziplin herrscht und die Prin­
zipien der strengsten Sparsamkeit eingehalten . 
werden.

5. Der Rat der Gemeinde berät die Abrechnung des 
Haushaltsplanes und legt sie der Gemeindevertre­
tung zur Bestätigung und Beschlußfassung über die 
Entlastung des Rates vor.

C. Die Rechte und Pflichten auf dem Gebiet der 
Industrie und des Handwerks

Die Gemeindevertretung und ihre Organe sind ver­
antwortlich für:
1. die Planung und Leitung der dem Rat der Ge­

meinde unterstellten Betriebe auf der Grundlage 
des Volkswirtschaftsplanes. Dabei sind sie vor 
allem dafür verantwortlich,
a) daß insbesondere die Arbeitsproduktivität und 

die Produktion von Erzeugnissen hoher Qualität 
ständig gesteigert sowie die Selbstkosten pro 
Erzeugnis gesenkt werden. Hierbei ist die Ein­
haltung der geplanten Rentabilität, der Termine, 
des Sortiments sowie des geplanten Verhält­
nisses zwischen der Steigerung der Arbeitspro­
duktivität und der Lohnentwicklung zu gewähr­
leisten;

b) daß ein Erfahrungsaustausch organisiert wird. 
Hierbei sind die fortgeschrittenen Erfahrungen 

im Kampf für den wissenschaftlich-technischen 
Fortschritt, die besten Methoden zur Führung 
des sozialistischen Wettbewerbes und die guten 
Erfahrungen aus der Arbeit der sozialistischen 
Brigaden und Gemeinschaften auszuwerten und 
zu verallgemeinern.

c) daß die Investitionen in ihrem Verantwortungs­
bereich rechtzeitig vorbereitet und planmäßig 
durchgeführt werden;

d) daß die dem Rat der Gemeinde unterstellten 
Betriebe bei

der Entwicklung sozialistischer Planungs- und 
Leitungsmethoden, vor allem bei der Auf­
schlüsselung der-Betriebspläne und der Anwen­
dung von Materialverbrauchsnormen, 
der ständigen Verallgemeinerung bewährter 
Leitungsmethoden und
der Einführung der neuen Technik, der Spezia­
lisierung und Standardisierung 

unterstützt werden;

2. die Mitwirkung bei der Bearbeitung von Anträgen 
auf staatliche Beteiligung;

3. die Unterstützung der Produktionsgenossenschaften 
des Handwerks.
Der Rat der Gemeinde unterstützt die Entwicklung 
der innergenossenschaftlichen Demokratie in den 
Produktionsgenossenschaften des Handwerks auf 
der Grundlage des Statuts und der Betriebsord­
nung, z. B. bei der Organisierung der Planberatun­
gen;

4. die Entwicklung und Erhöhung der Reparatur- und 
Dienstleistungen und für die Produktion von 
Massenbedarfsgütern durch das dienstleistende, 
reparierende und produzierende Handwerk ent­
sprechend dem Bedarf der Bevölkerung;
den vorrangigen Einsatz der am Ort vorhandenen 
Handwerksbetriebe zur Durchführung von Repara­
turmaßnahmen in der Gemeinde sowie des dienst­
leistenden Handwerks in Abstimmung mit dem Rat 
des Kreises;
die Entwicklung der Produktionsgenossenschaften 
des Handwerks;
die Mobilisierung der Materialreserven, 
die Organisierung des Abschlusses von Direktver­
trägen des Handwerks mit dem Handel.

D. Die Rechte und Pflichten auf dem Gebiet 
des Bauwesens

Die Gemeindevertretung und ihre Organe sind ver­
antwortlich für:
1. die Beschlußfassung über den Dorfbebauungsplan;
2. die Vorbereitung, Planung und Durchführung der 

Neu- und Umbauten und der Werterhaltungsmaß­
nahmen;

3. die Mitwirkung bei der Festlegung der Standorte 
durch die staatlichen Organe des Kreises. Bei der 
Festlegung der Standorte sind die Vorschläge der 
landwirtschaftlichen Produktionsgenossenschaften, 
Volkseigenen Güter und anderer sozialistischer Be­
triebe sowie die Vorschläge der Einwohner der 
Gemeinde zu berücksichtigen;

4. die Erschließung örtlicher Arbeitskräfte- und Mate­
rialreserven für die Durchführung der Planungs­
aufgaben und zusätzlicher Werterhaltungsmaßnah­
men;

5. die Mitwirkung bei der Bildung und Unterstützung 
der LPG-Baubrigaden;

6. die Gewinnung der Bevölkerung zur Mitarbeit im 
Nationalen Aufbauwerk in enger Zusammenarbeit 
mit den Ausschüssen der Nationalen Front des 
demokratischen Deutschland, dem Freien Deutschen 
Gewerkschaftsbund, der Freien Deutschen Jugend 
und den anderen Massenorganisationen;


